
Unmittelbar vor der Sitzung des Europäischen Rates
in Brüssel gab Bundeskanzlerin Angela Merkel in
dieser Woche vor dem Deutschen Bundestag eine
Regierungserklärung ab. Schwerpunkte des Rates
waren die neue europäische Strategie für Wachstum
und Beschäftigung (Europa 2020, Strategie für intel-
ligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum)
sowie Maßnahmen im Anschluss an die Klimakonfe-
renz von Kopenhagen. Wichtigstes Thema in Brüssel
war jedoch die Schuldenkrise in Griechenland.
Die Bundeskanzlerin nahm dazu in ihrer Regierungs-
erklärung ausführlich Stellung. Deutschland lehne
milliardenschwere EU-Hilfen für das vom Staats-
bankrott bedrohte Griechenland ab und dränge auf
grundlegende Änderungen in der Euro-Zone. Sie
werde sich persönlich auf dem EU-Gipfel in Brüssel
dafür einsetzen, dass das hoch verschuldete Grie-
chenland bei Bedarf auf eine Kombination aus Hil-
fen durch den Internationalen Währungsfonds (IWF)
und bilateraler, rückzahlbarer Unterstützung einzel-
ner EU-Länder zugreifen kann. Nur als «Ultima Ra-
tio» solle sich Griechenland an den Internationalen
Währungsfonds (IWF) wenden, wenn es am Kapital-
markt nicht mehr ausreichend Kredite erhielte. Hin-
tergrund: Der Kreditbedarf des griechischen Staates
für dieses Jahr wird auf 50 Milliarden Euro ge-
schätzt.
In diesem Zusammenhang schloss die Bundeskanz-
lerin Gemeinschaftshilfen aber aus. Das deutsche
Volk habe im Vertrauen auf die Gemeinschaftswäh-
rung die stabile D-Mark aufgegeben und «dieses
Vertrauen darf unter keinen Umständen enttäuscht
werden». Ein guter Europäer sei «nicht unbedingt
der, der schnell hilft». Vielmehr müsse es in dieser
Situation darum gehen, dass die Stabilität des Euro-
raumes «langfristig» erhalten bleibt. «Das ist die
Richtschnur aller Entscheidungen», unterstrich Mer-
kel. Sie unterstützte in diesem Zusammenhang
«ausdrücklich» den Vorstoß von Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble, der sich für die Gründung
eines Europäischen Währungsfonds analog zum IWF

stark gemacht hatte. Schließlich müsse die Frage
beantwortet werden, was passiert, wenn ein Staat der
Euro-Zone zahlungsunfähig wird.
Kurzfristig soll nach Ansicht Merkels die europäi-
sche Statistikbehörde Eurostat mehr Befugnisse be-
kommen, um Kontrollen vor Ort durchführen zu
können. «Tricksereien muss ein Riegel vorgescho-
ben werden», sagte die Bundeskanzlerin mit Blick
auf gefälschte Euro-Beitrittszahlen Athens. Zudem
sollen über ein härteres und früheres Defizitverfah-
ren Fehlentwicklungen in EU-Mitgliedsländern frü-
her bekämpft werden können. Sie forderte die Euro-
päische Union auf, aus der Finanzkrise Griechen-
lands die richtigen Lehren zu ziehen. Das aktuelle
Instrumentarium müsse ergänzt werden. Die Bun-
deskanzlerin hat die europäischen Mitgliedsstaaten
zudem davor gewarnt, den Stabilitätspakt ähnlich
wie jetzt Griechenland bewusst zu unterlaufen. Auf
ein solches «bewusstes Unterlaufen» sei der Stabili-
tätspakt noch nicht eingestellt. Diese Möglichkeit
müsse künftig verhindert werden können. Die Mit-
gliedsstaaten dürften mit der Stabilität Europas
«nicht spielen». Merkel forderte die EU-Partner auf,
ihre Haushaltsdefizite wieder am Stabilitätspakt aus-
zurichten.
Als «geradezu absurd» bezeichnete die Bundeskanz-
lerin Forderungen, Deutschland solle seine Exporte
zugunsten von Defizitländern drosseln. Das hieße,
die Wettbewerbsstärke der Bundesrepublik
«gleichsam zum Sündenbock zu machen» für die
Krisensituation. Nicht vergessen werden sollte hier,
dass ein Teil der Exportgewinne wieder in Defizit-
länder zurückfließe. Zudem hätten deutsche Firmen
rund 500 Milliarden Euro in anderen EU-Ländern
investiert und sicherten dort 2,7 Millionen Arbeits-
plätze. Die Bundeskanzlerin reagierte damit auf Aus-
sagen der französischen Wirtschaftsministerin
Christine Lagarde, die Deutschland wegen seiner
hohen Exportrate kritisierte.
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Kurznachrichten

Einigung auf „neues Jobcenter“
Das "Neue Jobcenter", auf das CDU, CSU und FDP
sich zusammen mit Bundesarbeitsministerin Ursula von
der Leyen sowie den Ministerpräsidenten Beck und
Tillich und Vertretern der SPD am Mittwochabend ge-
einigt haben, trägt deutlich die Handschrift der Union.
Mit der Jobcenter-Reform schaffen wir die notwendige
Basis für die dringende inhaltliche und organisatorische
„Runderneuerung der Grundsicherung“. Dabei hat sich
die Union mit ihren Positionen bei der Jobcenter-
Reform durchgesetzt.
„Hilfe aus einer Hand“: Die gemeinsame Betreuung
der Arbeitslosen durch Bund und Länder in der gemein-
samen Einrichtung, den Jobcentern, bleibt erhalten. Das
Bundesverfassungsgericht hatte in seinem Urteil diese
„Mischverwaltung“ als nicht mit dem Grundgesetz ver-
einbar erklärt. Wir halten die gemeinsame Betreuung
aber für bewährt und zielführend. Um sie fortsetzen zu
können, werden wir das Grundgesetz ändern und damit
die Arbeitsvermittlung auf eine zukunftsfeste Grundlage
stellen. Die Grundgesetzänderung wahrt die verfas-
sungsrechtliche Trennung staatlicher Ebenen und Ver-
antwortungen. Mit dem neuen Artikel 91e des Grundge-
setzes wird keine neue staatliche Ebene geschaffen, da
die neuen Jobcenter gerade nicht verkörperschaftet wer-
den. Dies ist stets eine zentrale Voraussetzung für CDU/
CSU bei allen Überlegungen für eine Reform des Zwei-
ten Sozialgesetzbuches (SGB-II) gewesen.
Kommunale Kompetenz nutzen: Die Neuregelung
setzt klar auf die Erfahrung der Kommunen bei der Ver-
mittlung von Arbeitssuchenden. Daher können neben
den Jobcentern auch weiterhin Kommunen allein Ar-
beitssuchende betreuen. Im neuen Artikel 91e Grundge-
setz wird auch die Möglichkeit der eigenverantwortli-
chen Aufgabenwahrnehmung im Ausnahmemodell der
Optionskommune festgeschrieben. Die bestehenden 69
Optionskommunen werden entfristet. Zusätzlich können
sich nun weitere 41 Gemeinden oder Gemeindeverbän-
de für das eigenverantwortliche „Optionsmodell“ ent-
scheiden. Dessen Stärke liegt in der auf die Verhältnisse
vor Ort abgestimmten Hilfe. Für den Erhalt der Opti-
onskommunen hat sich die Union immer stark gemacht.
Bund, Länder und Kommunen agieren somit künftig auf
Augenhöhe als verantwortungsvolle Partner, um die
Herausforderungen der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende zu meistern. Das neue Jobcenter stärkt das föde-
rale System, die Prinzipien der Subsidiarität und schafft
eine klare Abgrenzung zum Zentralismus. Ein urchrist-
demokratisches Anliegen! Gleichzeitig behält der Bund
die Richtlinienkompetenz und haushaltsrechtliche Ho-
heit bei der Entwicklung und Umsetzung der verant-
wortlichen Arbeitsmarktpolitik.
Mehr Effizienz und Transparenz: Das neue Instru-
ment der Zielvereinbarung und ein einheitliches Daten-
und Kennzahlenregime helfen allen Partnern gleicher-
maßen, Kräfte und Einsatz zielgerichtet und optimal im

Sinne erfolgreicher Arbeitsmarktpolitik für die Men-
schen vor Ort einzusetzen. Dadurch können die arbeits-
marktpolitischen Instrumentarien künftig noch passge-
nauer auf die Bedürfnisse in der Praxis abgestimmt und
weiterentwickelt werden, worauf CDU/CSU in den Ver-
handlungen immer Wert gelegt haben.
„Fördern und Fordern“: Die optimale Hilfe für Ar-
beitssuchende wird konsequent fortgeführt und rechtssi-
cher ausgestaltet. Zudem wird die stets von der Union
geforderte Optimierung der Hilfestellung mit der Re-
form nun konkreter, wie zum Beispiel durch den neuen
Betreuungsschlüssel von Fallmanagern zu Hilfebedürf-
tigen. Ein Vermittler soll künftig maximal 75 Hartz IV-
Empfänger unter 25 Jahren betreuen, bei den über 25-
jährigen sollen es höchstens 150 Personen sein.

Bundestag wählt neuen Wehrbeauftragten
Zur Wahl von Hellmut Königshaus (FDP) an diesem
Donnerstag zum neuen Wehrbeauftragten erklärt der
Verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Ernst-Reinhard Beck: „Hellmut
Königshaus ist eine gute Wahl für das Amt des Wehrbe-
auftragten. Er bringt als Reserveoffizier, Jurist und Mit-
glied im Verteidigungssauschuss beste Voraussetzun-
gen für diese Aufgabe mit. Wir kennen Hellmut Kö-
nigshaus aus dem Verteidigungsausschuss als kompe-
tenten Parlamentarier, der sich für die Belange der Bun-
deswehr einsetzt. Der Wehrbeauftragte ist Anwalt der
Soldaten und Sprachrohr für ihre Bedürfnisse. Als Bin-
deglied zwischen Streitkräften und Parlament hat seine
Arbeit besonderes Gewicht. Wir beglückwünschen
Hellmut Königshaus zu seiner Wahl und wünschen ihm
für seine neue Aufgabe alles Gute und viel Erfolg.“

Welt frei von Atomwaffen
Die Bundesregierung hat in dieser Woche den Jahresab-
rüstungsbericht 2009 vorgestellt, in dem traditionell
Bilanz der Abrüstung und Rüstungskontrolle des ver-
gangenen Jahres gezogen wird. Mit dem Antrag der
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis90/
Die Grünen „Deutschland muss deutliche Zeichen für
eine Welt frei von Atomwaffen setzen“ wird die Bun-
desregierung aufgefordert, weiterhin mit großem Enga-
gement für allgemeine und weltweite Abrüstung einzu-
treten und für dieses Ziel eine neue Dynamik bei
Rüstungskontroll- und Abrüstungsvereinbarungen in
Gang zu setzen.

Zitat
«Wir teilen ein gemeinsames Schicksal.»

(Der Präsident der Europäischen Zentralbank (EZB), Jean-Claude Tri-
chet, am Montag in Brüssel in mehreren Sprachen, darunter auch auf
Deutsch, auf eine Frage eines Europaparlamentariers zu der Forderung
von Bundeskanzlerin Angela Merkel, notfalls Mitglieder aus der
Eurozone auszuschließen.)

Josef Rief, MdB, Platz der Republik 1, 11011 Berlin
Büro (030) 227 – 71905   (030) 227 – 76060 
josof.rief@bundestag.de www.josef-rief.de

Wahlkreisbüro:
Braithweg 27, 88400 Biberach
 (07351) 1 57 30   (07351) 1 57 31 

Heimatanschrift:
Bergwalden 1
88486 Kirchberg/Iller Seite 2

26.03.2010



In eigener Sache
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25.03.2010 Besuchergruppe Bereit-
schaftspolizei Biberach

Am Donnerstag der Sitzungswoche
begrüßte Josef Rief eine Besuchergrup-
pe der Bereitschaftspolizei Biberach im
Bundestag. Er sprach mit der Gruppe
unter der Leitung von Heinz Kosok
über bundespolitische Themen, aber
auch über Verkehrsprojekte im Kreis
Biberach und die Lage der Kommunen
im Wahlkreis in Folge der Finanzkrise.
Nach dem Gespräch führte Rief die
Besucher durch die Gebäude des Bun-
destages. Anschließend hatte die Grup-
pe einen Termin zum Besuch des
Kanzleramts.

Termine von Josef Rief:

26.03.10 - Veranstaltung BUND in Markdorf, Stadthalle

27.03.10 - AWO Jahreshauptversammlung, Laupheim, 15.30 Uhr

29.03.10 - Fachausschuss Kreisbauernverband, Hailtingen, 19.30 Uhr

30.03.10 - Südwestmetall, Ulm, 18.00 Uhr

31.03.10 - Erzeugergemeinschaft Alb-Donau-Oberachwaben Mitgliederversammlung 19.30 Uhr

07.04.10 - CDU - Lehrfahrt nach Mooshausen (Guardinihaus) und Isny (Farny-Brauerei)

09.04.10 - Parlamentariertag auf der AERO, Friedrichshafen, Messe, 11.00 Uhr

11.04.10 - Verbraucher– und Bauernkundgebung, Biberach, BIFA, Erlebniswelt Landwirtschaft, Halle 3, 11.00 Uhr

12.04.10 - BDS-Gewerbeverein Mietingen, Gasthof Kühstall, 19.30 Uhr

15.04.-16.04.10 Klausurtagung der Arbeitsgruppe Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz der CDU/CDSU
-Bundestagsfraktion in Münster

19.04.10- BAUMA München

Besonderer Hinweis:

Josef Rief spricht auf der Verbraucher– und Bauernkundgebung des Bauernverbandes Biberach-Sigmaringen auf der
BIFA 10 in Biberach

am Sonntag, 11. April 2010, Halle 3
„Erlebniswelt Landwirtschaft“

Zum Thema:

„Verbraucher, Landwirtschaft und Mittelstand -
Zukunft gewinnen oder untergehen?“


